
 

Israel 

I. Rechtsgrundlagen 

1. Zustellung 

Haager Zustellungsübereinkommen vom 15. November 1965 (BGBl. 1980 II S. 907); 

Ausführungsgesetz vom 22. Dezember 1977 (BGBl. I S. 3105) 

2. Beweisaufnahme 

Haager Beweisaufnahmeübereinkommen vom 18. März 1970 (BGBl. 1980 II 

S. 1290, 1981 II S. 374); Ausführungsgesetz vom 22. Dezember 1977 (BGBl. I 

S. 3105) 

3. Weitere für das Gebiet des Zivil- oder Handelsrechts bedeutsame zwischenstaatliche 

Vereinbarungen (wegen der Ausführungsgesetze und aktuellen Bekanntmachungen 

von Änderungsregelungen wird auf § 3 Absatz 2 bis 5 ZRHO Bezug genommen) 

- Haager Zivilprozessübereinkommen vom 1. März 1954 (BGBl. 1968 II S. 809); 

Ausführungsgesetz vom 18. Dezember 1958 (BGBl. I S. 939) 

- Anerkennung und Vollstreckung 

Deutsch-israelischer Vertrag vom 20. Juli 1977 über die gegenseitige Anerken

nung und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssa

chen einschließlich des Briefwechsels vom 26. November 1979 (BGBl. 1980 II 

S. 925, 1531, 1990 II S. 3); Anerkennungs- und Vollstreckungsausführungsge

setz in der Fassung vom 30. November 2015 (BGBl. I S. 2146) 

Kostenentscheidungen nach Artikel 18 Absatz 1 und 2 des Haager Zivilprozess

übereinkommens vom 1. März 1954 werden für vollstreckbar erklärt, §§ 66, 

138 ZRHO 

- Unterhalt 

VN-Unterhaltsübereinkommen vom 20. Juni 1956 (BGBl. 1959 II S. 1377)/Arti

kel 7 des Übereinkommens ist zu beachten 

Als Ausführungsgesetz für das VN-Unterhaltsübereinkommen gilt das Auslands

unterhaltsgesetz (AUG) vom 23. Mai 2011 (BGBl. I S. 898) 



2 

II. Ausgehende Ersuchen 

1. Zustellung 

• Die Zulässigkeit einer Postzustellung (Artikel 10 HZÜ) ist wegen des von 

Deutschland erklärten Widerspruchs gegen die Postzustellung in Deutschland im 

Hinblick auf ein eventuell zu beachtendes Gegenseitigkeitserfordernis vom Ge

richt zu beurteilen (§ 50 ZRHO). 

• durch ausländische Stellen: 

a) Zentrale Behörde ist die „Administration of Courts, Legal Assistance to For

eign Countries, 22 Kanfei Nesharim St., Jerusalem 95464, Israel” (Artikel 2 

HZÜ). 

b) Für den Zustellungsantrag ist das Formblatt ZRH 1 (Artikel 3 HZÜ) zu ver

wenden. Eintragungen sind in englischer, französischer, hebräischer oder 

arabischer Sprache vorzunehmen (Artikel 7 Absatz 2 HZÜ). 

c) Bei förmlicher Zustellung (Artikel 5 Absatz 1 HZÜ) ist eine Übersetzung des 

zuzustellenden Schriftstücks in die englische, hebräische oder arabische 

Sprache erforderlich (Artikel 5 Absatz 3 HZÜ). 

d) Zustellungsantrag und zuzustellendes Schriftstück sind in zwei Stücken zu 

übermitteln (Artikel 3 Absatz 2 HZÜ). Die Übermittlung des Ersuchens erfolgt 

über die Prüfungsstelle unmittelbar an die Zentrale Behörde (Artikel 3 Ab

satz 1 HZÜ). 

e) Zustellungsanträge in Wiedergutmachungsangelegenheiten sind mit einem 

Begleitschreiben der Botschaft des Staates Israel, Auguste-Viktoria-Straße 

74-76, 14193 Berlin zu übersenden. Sie sind „An die zuständige israelische 

Behörde“ zu richten. Übersetzungen werden nicht benötigt. 

• durch deutsche Auslandsvertretungen: 

Die deutsche Botschaft in Tel Aviv kann Anträge auf formlose Zustellung in Aus

nahmefällen ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit des Zustellungsempfän

gers in eigener Zuständigkeit erledigen. Die Gründe für eine ausnahmsweise In

anspruchnahme sind in dem an die Botschaft zu richtenden Zustellungsantrag 

anzugeben (§ 14 ZRHO). Die Übermittlung von Zustellungsantrag (einfach) und 

zuzustellenden Schriftstücken (zweifach) erfolgt über die Prüfungsstelle auf dem 

Kurierweg (§ 30 Absatz 2 ZRHO) unmittelbar an die Botschaft. 
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2. Beweisaufnahme 

• durch ausländische Stellen: 

a) Zentrale Behörde ist die „Administration of Courts, Legal Assistance to For

eign Countries, 22 Kanfei Nesharim St., Jerusalem 95464, Israel” (Artikel 2 

HBÜ). 

b) Für das Rechtshilfeersuchen ist eine beglaubigte Übersetzung in die engli

sche, französische oder hebräische Sprache erforderlich (Artikel 4, 33 HBÜ). 

Übersetzungen in die englische oder hebräische Sprache wirken beschleuni

gend bei der Erledigung. 

c) Die Übermittlung des Rechtshilfeersuchens erfolgt über die Prüfungsstelle 

unmittelbar an die Zentrale Behörde (Artikel 2 Absatz 2 HBÜ). 

d) Mitglieder des ersuchenden Gerichts können bei der Erledigung eines 

Rechtshilfeersuchens anwesend sein (Artikel 8 HBÜ). Eine Beweisaufnahme 

durch Beauftragte (Artikel 17 HBÜ) ist mit Genehmigung der Zentralen Be

hörde zulässig, wenn bei der Erledigung kein Zwang angewendet wird. 

Blutgruppengutachten und erbbiologische Gutachten sind nach israelischem 

Recht zulässige Beweismittel. Ersuchen um Blutentnahme und Untersuchun

gen für erbbiologische Gutachten können von den israelischen Behörden nur 

mit Einwilligung des Betroffenen erledigt werden. 

e) Rechtshilfeersuchen in Wiedergutmachungsangelegenheiten sind mit Aus

nahme der nachfolgend genannten Ersuchen der Botschaft des Staates Is

rael, Auguste-Viktoria-Straße 74-76, 14193 Berlin zu übersenden. Sie sind 

„An die zuständige israelische Behörde“ zu richten. Ersuchen um Erstattung 

ärztlicher Gutachten oder die Mitteilung von Unterlagen einer öffentlichen 

Stelle über den Gesundheitszustand einer Person, Ersuchen um Prüfung, ob 

Antragsteller dem deutschen Sprach- und Kulturkreis angehört haben 

(§ 150 BEG), sowie Ersuchen gerichtet auf die Ermittlung der wirtschaftlichen 

und sozialen Verhältnisse von Antragstellern in Härteausgleichsfällen können 

unmittelbar an das „Office for Personal Compensation from Abroad/Govern

ment Medical Board“ Tel Aviv, P.O.B. 29064, Israel gerichtet werden. 

Bei Ersuchen in Wiedergutmachungsangelegenheiten werden Übersetzun

gen nicht benötigt. 

• durch deutsche Auslandsvertretungen: 

Die deutsche Botschaft in Tel Aviv erledigt Ersuchen um Vernehmung oder Ab

nahme von Eiden in Ausnahmefällen in eigener Zuständigkeit, wenn die Erledi

gung ohne Anwendung von Zwang möglich ist und die zu vernehmende Person 
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nur die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt. Im Übrigen ist die vorherige Ge

nehmigung des Empfangsstaates durch die deutsche Botschaft einzuholen. Die 

Gründe für eine ausnahmsweise Inanspruchnahme sind in dem an die Botschaft 

zu richtenden Rechtshilfeersuchen anzugeben (§ 14 ZRHO). Die Übermittlung 

des Rechtshilfeersuchens erfolgt über die Prüfungsstelle auf dem Kurierweg 

(§ 30 Absatz 2 ZRHO) unmittelbar an die Botschaft. 

III. Eingehende Ersuchen 

1. Zustellung 

• durch zuständige Stelle: 

a) Zustellungsanträge werden der Zentralen Behörde des zuständigen Bundes

landes übermittelt (Artikel 2, 3 HZÜ, § 9 Absatz 4 ZRHO). 

b) Eintragungen in das Formblatt (Artikel 3 HZÜ) sind in englischer, französi

scher oder deutscher Sprache zulässig (Artikel 7 Absatz 2 HZÜ). 

c) Bei förmlicher Zustellung (Artikel 5 Absatz 1 HZÜ) ist eine Übersetzung des 

zuzustellenden Schriftstücks in die deutsche Sprache erforderlich (Artikel 5 

Absatz 3 HZÜ, § 3 HZÜAG). 

d) Das Zustellungszeugnis ist anhand des Formblattes zu erteilen 

(§ 124 ZRHO); die Eintragungen können in deutscher Sprache erfolgen. 

e) Die Rückleitung von Zustellungszeugnis und Anlagen (§§ 122, 124 ZRHO) 

erfolgt durch das Amtsgericht (je nach Regelung im Bundesland über die Prü

fungsstelle) unmittelbar an die ersuchende Stelle (Artikel 6 Absatz 1, 4 HZÜ, 

§ 89 Absatz 4 ZRHO). 

2. Beweisaufnahme 

• durch zuständige Stelle: 

a) Rechtshilfeersuchen werden der Zentralen Behörde des zuständigen Bun

deslandes übermittelt (Artikel 2 HBÜ, § 9 Absatz 4 ZRHO). 

b) Für das Rechtshilfeersuchen ist eine beglaubigte Übersetzung in die deut

sche Sprache erforderlich (Artikel 4, 33 HBÜ, § 9 HBÜAG). 

c) Die Rückleitung der Erledigungsstücke des Amtsgerichts (§§ 87, 88, 

135 ZRHO) erfolgt über die Prüfungsstelle und die Zentrale Behörde an die 

ersuchende Stelle (Artikel 13 HBÜ, §§ 89, 135 Satz 4 ZRHO). 

d) Mitglieder des ersuchenden Gerichts können bei der Erledigung eines 

Rechtshilfeersuchens anwesend sein, wenn die Zentrale Behörde dies ge

nehmigt hat (Artikel 8 HBÜ, § 10 HBÜAG). 
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Ein Beauftragter des ersuchenden Gerichts kann eine Beweisaufnahme 

durchführen, wenn die Zentrale Behörde sie genehmigt hat. Die Genehmi

gung kann mit Auflagen verbunden werden (Artikel 17 HBÜ, § 12 HBÜAG). 

IV. Kosten 

Rechtshilfekosten werden nach Maßgabe des Artikels 12 HZÜ und der Artikel 14, 

26 HBÜ erstattet. Sachverständigen- und Dolmetscherkosten sind nach Artikel 14 

Absatz 2 HBÜ zu erstatten. 

Bundesamt für Justiz Stand der Bearbeitung: 12.07.2019 
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